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19. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Marc Vallendar (AfD)

vom 23. November 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 23. November 2022)

zum Thema:

Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie Ausgaben für Pflichtverteidiger in
Berlin

und Antwort vom 06. Dezember 2022 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 09. Dez. 2022)



Senatsverwaltung für Justiz,
Vielfalt und Antidiskriminierung

Herrn Abgeordneten Marc Vallendar (AfD)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/14 021
vom 23. November 2022
über Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie Ausgaben für Pflichtverteidiger in Berlin
 --------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wie viele Anträge auf Prozess - und Verfahrenskostenhilfe wurden bei den Amtsgerichten in den Jahren
2019 bis heute gestellt?

2. Wie viele Anträge auf Prozess- und Verfahrenskostenhilfe wurden in den Jahren seit 2019 bis heute
abgelehnt bzw. bewilligt?

Zu 1. und 2.: Die Anzahl der Anträge sowie Ablehnungen und Bewilligungen der Prozess- und
Verfahrenskostenhilfe bei den Amtsgerichten kann der Anlage I entnommen werden.

3. In welcher Höhe flossen gewährte Prozess - und Verfahrenskostenhilfen an die tabellarisch aufgeführten
Gerichte seit 2019 zurück?
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Zu 3.: In Höhe der nachstehend aufgelisteten Beträge ist zuvor gewährte Prozess- und Verfah-
renskostenhilfe zurückgeflossen:

Gerichtsbarkeit 2019 2020 2021 2022
(Stand 31.10.2022

Ordentliche Gerichtsbarkeit 1.174.030,57 1.173.794,44 1.242.515,82 1.012.304,16

davon:

Kammergericht 3.368,64 3.005,00 3.162,00 3.306,11

Landgericht 156.659,99 108.107,41 107.899,71 114.093,16

AG Charlottenburg 5.876,43 3.003,26 5.642,63 3.034,69

AG Köpenick 91.521,37 95.597,80 106.726,55 84.651,47

AG Lichtenberg 54.611,68 40.705,93 40.328,41 14.926,72

AG Mitte 6.460,68 7.539,62 6.107,21 6.007,29

AG Neukölln 6.756,05 10.114,03 3.673,81 2.239,53

AG Pankow 271.295,55 268.795,69 265.734,63 225.883,93

AG Schöneberg 166.633,65 177.450,39 192.837,46 170.234,10

AG Spandau 3.146,33 5.911,98 4.218,41 2.900,54

AG Kreuzberg 397.112,24 445.573,64 500.923,63 382.141,55

AG Tiergarten 0,00 0,00 0,00 0,00

AG Wedding 10.587,96 7.989,69 5.261,37 2.885,07

4. In wie vielen Fällen wurde auf die Rückerstattung von gewährter Prozess- und Verfahrenskostenhilfe aus
welchen Gründen verzichtet? Wie hoch ist der Gesamtverzichtsbetrag? (Bitte tabellarisch die Entwicklung seit
2019 aufführen)

5. Sind dem Senat Missbrauchsfälle im Zusammenhang mit der Gewährung von Prozess- und
Verfahrenskostenhilfe seit 2019 bekannt?

Zu 4. bis 5.: Hierzu liegen keine statistischen Informationen vor.

6. In wie vielen Fällen wurde seit 2019 die Mitwirkung eines Verteidigers gem. § 140 Abs. 1 und 2 StPO
notwendig (bitte aufschlüsseln nach Jahren, den verschiedenen Tatbestandsmerkmalen nach § 140 Abs. 1
StPO sowie den Fällen nach § 140 Abs. 2 StPO)
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Zu 6.: Die Gesamtzahl der Fälle, in denen die Mitwirkung eines Verteidigers gemäß § 140 Ab-
satz 1 und 2 StPO notwendig war, stellt sich seit 2019 wie folgt dar:

Jahr Gesamtzahl

2019 9.791

2020 10.286

2021 11.046

bis
25.11.2022

9.815

Eine differenzierte Auswertung ist nicht möglich.

7. Wie hoch sind die Ausgaben für notwendige Verteidiger seit 2019 bis heute. Bitte aufschlüsseln nach Jahren.

Zu 7.: In Höhe der nachstehenden Beträge sind Ausgaben für Pflichtverteidiger angefallen:

2019 2020 2021 2022
(Stand 31.10.2022

Pflichtverteidiger 13.400.986,22 12.399.848,78 13.343.973,63 11.680.280,99

8. Gab und gibt es durch die Corona- und Energiekrise Herausforderungen, die sich auf die Prozess- und
Verfahrenskostenhilfe sowie auf den Verteidigern auswirken? Wie wird damit umgegangen?

Zu 8.: Die Corona- bzw. Energiekrise hat keine Auswirkung auf die Prozess- oder
Verfahrenskostenhilfe.

Berlin, den 6. Dezember 2022

In Vertretung

Dr. Kanalan
Senatsverwaltung für Justiz,
Vielfalt und Antidiskriminierung






